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Grüner Zukunftsplan NRW 2010  – Auszug zum Thema Verkehr

VCD NRW, 24.4.2010
Wichtige Weichenstellungen für NRW (Auszug)

Der Kampf gegen den Klimawandel bietet immense Chancen für eine neue Wirtschafts- und Finanzpolitik. Gute Bildung ist der Schlüssel sowohl für ein wirtschaftsstarkes Land, als auch für den sozialen Zusammenhalt in NRW. Und gute Bildung ist zudem der Schlüssel für unsere nachfolgenden Generationen, um die Herausforderungen der Zukunft bewältigen zu können. Die bisher vom Bund aufgelegten Konjunkturprogramme haben diesen Weitblick nicht. Sie setzen allein auf Maßnahmen, deren Kosten wir in den folgenden Jahren zu tragen haben, deren Wirkungen aber nur kurzfristig und wenig nachhaltig sind. Stattdessen bedürfte es massiver Anreize für ökologische und energieeffiziente Formen der Mobilität und energetischer Gebäudesanierung. Wenn wir kommunale Gebäude, Schulen und Hochschulen energetisch sanieren, packen wir Wirtschaftskrise, Klimakrise, Bildungskrise und Kommunalkrise zusammen an. Wenn NRW den Anschluss an die ökologische industrielle Revolution verpasst, werden die Arbeitsplätze der Zukunft in den Ländern entstehen, die heute schon verstehen, dass die Zukunft von Wirtschaft und Wohlstand grün sein muss. Darum wollen wir Grünen in NRW einen ökologischen Aufbruch in der Wirtschafts-, Finanz-, Bildungs- und Sozialpolitik – den Green New Deal. Wir müssen in eine nachhaltige Infrastruktur investieren, in eine ökologische Wirtschaft, in mehr Bildung, in einen erneuerten sozialen Ausgleich. Dieser Green New Deal – unser Grüner Zukunftsplan für NRW – schafft neue Arbeitsplätze, stärkt die Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes, führt zu mehr Klimaschutz, entfaltet alle Potentiale und stärkt den gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Der grüne Zukunftsplan in Kürze

Mensch und Umwelt schützen (Auszug)

Für ein ökologisches NRW braucht es eine Verkehrswende. Wir treten für ein über Stadt- und Gemeindegrenzen hinausgehendes Konzept für den öffentlichen Personennahverkehr ein. Eine Ausbauoffensive für Busse und Bahnen mit einem ausgeweiteten Fahrtenangebot und der Modernisierung von Haltepunkten und Bahnhöfen bringt Verbesserungen für Millionen Pendlerinnen und Pendler: für entspanntes, pünktliches Reisen und saubere Luft. Wir stehen auf der Seite der Radfahrer. Radverkehr ist Klima- und Gesundheitsschutz. Deshalb: Parallel laufende Radwege müssen für alle neuen und sanierten Bundes- und Landesstraßen selbstverständlich sein. 

Ökologisches NRW

3. Grundrecht „gesund leben“

NRW braucht einen „Masterplan Umwelt und Gesundheit“

In NRW befindet sich mit der Rhein-Ruhr-Region einer der größten und am stärksten industrialisierten Ballungsräume Europas. Die Dichte von Verkehr und Industrie hat hohe Luftbelastungen zur Folge. Feinstaub (Partikel-PM10) verursacht schwere Gesundheitsschäden und ein Ansteigen der Sterblichkeitsrate infolge von Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Lungenkrebs. Die Belastung der Außenluft mit Stickstoffdioxid korreliert unter anderem mit der Häufigkeit von Atemwegserkrankungen, vor allem bei Kindern. Die Grenzwerte für Feinstäube und Stickoxide werden in über 20 Städten ohne große Anstrengungen nicht eingehalten werden können. Lärm ist eines der größten Umweltprobleme, durch das sich die meisten Menschen betroffen fühlen. Wir Grünen stehen für großräumige Konzepte, die integriert wirksame Lösungen sowohl für die Feinstaub-, Stickoxid- und Lärmproblematik geben. Dabei brauchen wir außer höheren Standards und der Einrichtung von Umweltzonen eine neue Offensive für öffentliche Mobilität.

Lärm flächendeckend bekämpfen

Lärm macht krank. Lärm ist in den Städten und Ballungsräumen von NRW eines der größten ungelösten Umweltprobleme. 70 Prozent der Bevölkerung leiden in Deutschland unter Verkehrslärm. Bisher wird die Umsetzung der EU-Umgebungsrichtlinie nur halbherzig und uneinheitlich wahrgenommen. Wir treten für eine flächendeckende Lärmminderungsplanung und eine finanzielle Unterstützung des Landes bei der Umsetzung konkreter Maßnahmen in NRW ein. Zusammen mit den Grünen im Bund setzen wir uns für ein übergreifendes, einheitliches Verkehrslärmschutzgesetz ein, das alle Lärmquellen einschließt. Es müssen für alle Lärmquellen anspruchsvolle Grenzwerte festgelegt werden. Beim Fluglärm haben für uns die Lärmschutzinteressen der Anwohnerinnen und Anwohner Vorrang vor den rein betriebswirtschaftlichen Interessen der Luftverkehrswirtschaft. Die Anstrengungen zum Schutz vor Fluglärm müssen sich insbesondere auf Betriebsbeschränkungen wie Nachtflugverbote, Lärmobergrenzen oder den Ausschluss von besonders lauten Flugzeugen konzentrieren. Unser Ziel ist dabei ein generelles Nachtflugverbot an allen Flughäfen in NRW. Die Start- und Landeentgelte müssen stärker nach den Gesichtspunkten Lärm und Schadstoffe gestaffelt werden.

6. Mobilität – ökologische und soziale Verkehrswende einleiten

Weit über die Hälfte der 7,6 Millionen Berufspendlerinnen und -pendler fahren jeden Tag in NRW mit dem Auto. Aktuelle Prognosen für das Wachstums des LKW-Verkehrs gehen davon aus, dass bis zum Jahr 2025 die Verkehrsleistungen um 80 Prozent steigen werden. In NRW befindet sich mit der Rhein-Ruhr-Region einer der größten und am stärksten industrialisierten Ballungsräume Europas. Die Dichte von Verkehr und Industrie hat hohe gesundheitsschädliche Luftbelastungen zur Folge. Die erschreckenden Fakten belegen: Um eine Verkehrswende zu erreichen, müssen wir das große Rad richtig drehen. „Bahn fahren wie in der Schweiz“ oder „Fahrrad fahren wie in Holland“ können Leitmotive sein. Den Menschen in NRW muss mit einer Ausbauoffensive bei Bussen und Bahnen eine klimaverträgliche und umweltschonende Mobilität ermöglicht werden. Wirksame und innovative Konzepte für eine deutliche Verlagerung von Verkehrsströmen sind notwendig. Zu den Grünen Kernthemen gehört der Einsatz für umweltfreundliche Verkehrsmittel. Neben der Förderung von Bussen und Bahnen zählen dazu die Stärkung des Fahrrad- und Fußverkehrs. Mit der durch die EU-Gesetzgebung ausgelösten Debatte um die Feinstaub-, Lärm- und Stickoxidbelastungen sowie durch die internationale Klimadiskussion bekommen alte Grüne Kernthemen eine hohe Aktualität. Die Energiepreise werden weiter steigen, die Gesellschaft stark altern, die Bevölkerung in vielen Regionen schrumpfen und nicht zuletzt die Geldmittel der öffentlichen Hand für die Finanzierung zukünftiger Infrastruktur begrenzt bleiben. Das Auto ist in den Ballungszentren an Rhein und Ruhr aufgrund seines Platzbedarfes und seiner Gefahrenpotentiale für die Gestaltung einer stadtverträglichen Mobilität ungeeignet. Die bisherige Verkehrspolitik ist deshalb langfristig nicht mehr finanzierbar und ökologisch nicht sinnvoll. Wir wollen dem Straßenerhalt eine klare Priorität vor dem Straßenneubau geben und werden uns bei einer anstehenden Neuaufstellung des Bundesverkehrswegeplanes auf einen Ausbau der Schieneninfrastruktur für unser Land konzentrieren. Wir wollen verkehrspolitisch unsinnige und ökologisch verheerende Projekte streichen. In der Landes-, Regional- und Stadtplanung ist ein abgestimmtes, über die Grenzen der Stadt hinausgehendes Konzept für den öffentlichen Personennahverkehr zu entwickeln. Dabei gilt es, das Auto, das von vielen Pendlerinnen und Pendlern auf dem Land genutzt wird oder benutzt werden muss, einzubeziehen, z. B. durch intelligent geplante Park & Ride-Konzepte. Das Ziel muss die Schaffung von integrierten Mobilitätsketten ohne Brüche sein. Für die Ballungszentren mit einem gut ausgebauten Angebot an Bussen und Bahnen kann eine City-Maut sinnvoll sein und zusätzliche Impulse für den ÖPNV-Ausbau geben. Busse und Bahnen müssen an den Bedürfnissen der Fahrgäste ausgerichtet werden und jederzeit sicher und pünktlich sowie für alle Gruppen zugänglich sein. Deshalb setzen wir uns für einen umfassenden barrierefreien Um- und Ausbau ein. Das landesweite Semesterticket, aber auch Verbundangebote wie z. B. Jobtickets und Schokotickets, sind echte Erfolgsmodelle. Diese wollen wir zu einem landesweiten Konzept weiterentwickeln, welches allen Bürgerinnen und Bürgern die Nutzung des ÖPNV verbundübergreifend, unkompliziert und kostengünstig ermöglicht. Statt prestigeträchtiger Verkehrsprojekte wie z. B. dem Tunnelbau brauchen die Städte dichte Bus und Straßenbahnangebote. Dazu muss allerdings der Mut aufgebracht werden, auch in Konkurrenz zum Autoverkehr den anderen Verkehrsmitteln Verkehrsfläche zuzugestehen. Dazu gibt es bundesweit mittlerweile viele erfolgreiche Beispiele. Wir wollen Voraussetzungen schaffen für einen Markt für Elektroautos, die mit Strom aus erneuerbaren Energien versorgt werden. Wir wollen den Einstieg in einen Markt fördern, in dem sich Elektromobilität und Energieversorgung aus erneuerbaren Energiequellen gegenseitig in ihrer Entwicklung antreiben. Für kurze Strecken ist das Fahrrad das schnellste Verkehrsmittel. Die Förderung des Radverkehrs ist preiswert und schafft pro eingesetzten Euro mehr Arbeitsplätze als der Straßenbau. Wir Grünen fordern den Bund auf, die Kürzungen der Zuschüsse für den Nahverkehr auf der Schiene zurückzunehmen.

Flächendeckende Einführung eines NRW-Sozialtickets

Wir wollen ein Sozialticket flächendeckend in allen Verkehrsverbünden des Landes umsetzen. Der Ticketpreis sollte den im Alg-II-Regelsatz vorgesehenen Betrag für Mobilität nach Möglichkeit nicht übersteigen. Dabei ist klar, dass auch der für Mobilität vorgesehene Teil des Regelsatzes steigen muss. Verbilligte Ticketangebote wie für den Schülerverkehr oder das Semesterticket werden durch das Land derzeit mit 100 Millionen Euro jährlich subventioniert. Dabei hat die schwarz-gelbe Landesregierung allein zwischen 2005 und 2010 die Mittel für die Schülerbeförderung um 162 Millionen Euro gekürzt. Einnahmeausfälle durch die Einführung des Sozialtickets können nicht allein durch die Verkehrsunternehmen bzw. die Kommunen ausgeglichen werden. Hier hat das Land im gleichen Maß finanzielle Verantwortung zu übernehmen.

Zukunftskonzept für den NRW-Schienenverkehr

Die dringend benötigte Verbesserung des Schienenpersonennahverkehrs kam in den vergangenen Jahren nicht über Ankündigungen hinaus. Für den sogenannten RRX (Rhein-Ruhr-Express) stehen erst ab 2025 Mittel zur Realisierung bereit. Dabei braucht NRW dringend ein Zukunftskonzept für den Schienenverkehr, um den Sanierungsstau und die Engpässe im Schienennetz sowie bei den Bahnhöfen und Haltepunkten aufzulösen. Wir wollen Busse und Bahnen in NRW systematisch auf eine relevante Steigerung der Fahrgastzahlen ausrichten. Dazu wollen wir eine Stärkung des Schienenverkehrs in der Fläche durch ausreichende Wagenzahl, kürzere Vertaktung und die Reaktivierung stillgelegter Strecken. Als kurzfristige Maßnahme fordern wir einen sechsten Waggon auf den starken Regionalexpress-Achsen, einen 15-Minuten-Takt bei den S- und Regionalbahnen sowie ein Sonderprogramm für Fahrzeugbeschaffung. Wir wollen aber noch einen Schritt weiter gehen und das Konzept „10 – 10 – 60" für Busse und Bahnen in den jeweiligen Verkehrsverbünden des Landes zur Zukunftsperspektive machen. 
Im ländlichen Raum bedeutet dies:

    * 10 Minuten bis zu nächsten Haltestelle;

    * 10 Minuten maximale Umsteigezeit;

    * in höchstens 60 Minuten soll das nächste Oberzentrum erreicht sein.

Im Ballungsraum bedeutet dies:

    * 10-Minuten-Takt zwischen den Oberzentren;

    * 10 Minuten maximale Umsteigezeit;

    * in höchstens 60 Minuten soll der Zielort erreicht sein.

Finanziellen Kollaps bei Bussen und Bahnen verhindern

Busse und Bahnen in NRW sind ein wesentliches Element der öffentlichen Daseinsvorsorge zur Sicherstellung der Mobilität aller Bevölkerungsgruppen. Volkswirtschaftlich werden bedeutende Effekte für die Bruttowertschöpfung und Beschäftigung erzielt. Gleichzeitig ist die Nutzung von Bussen und Bahnen ein aktiver Beitrag zum Umwelt- und Klimaschutz. Die Kürzungen der Bundeszuschüsse (Regionalisierungsmittel) durch die große Koalition in Berlin und die Kürzungen der Landesregierung haben zur Folge, dass notwendige Investitionen in die Erneuerung des Wagenmaterials sowie in die Instandhaltung der Infrastruktur ausbleiben. Der öffentliche Personennahverkehr in NRW steht vor dem finanziellen Kollaps, wenn nicht grundlegende Weichenstellungen für die finanzielle Zukunft gestellt werden. Wir Grünen wollen im Land die 100.000 Arbeitsplätze bei Bussen und Bahnen sichern.

Verkehrssicherheit – null Verkehrsopfer (Vision Zero)

Trotz aller Erfolge in der Vergangenheit ist die Anzahl der Verkehrsopfer immer noch viel zu hoch. Gerade die schwächsten Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer wie Kinder, Jugendliche, Senioren und in der Mobilität Eingeschränkte, Radfahrer und zu Fußgänger sind am meisten betroffen. Wir verfolgen die „Vision Zero" als Leitbild der Verkehrssicherheitspolitik. Dazu wollen wir auf den Autobahnen ein Tempolimit von 120 km/h, das gleichzeitig auch die klimaschädlichen Emissionen, Abgase und Lärm reduziert, ohne Mobilität einzuschränken. Der öffentliche Raum in den Städten darf nicht allein auf Autos ausgerichtet sein. Für eine höhere Aufenthaltsqualität brauchen wir eine Balance zwischen Verkehr und Verweilen. Durch das Prinzip des „Shared Space" werden Straßen und Kreuzungen gemeinsam genutzter und belebter Raum. Im ländlichen Raum wollen wir eine flächendeckende Ausweitung des Nachtbusangebotes an den Wochenenden erreichen, um die Mobilität der Jugendlichen zu verbessern und die Zahl der sogenannten Disco-Unfälle deutlich zu senken.

Radverkehr verbindet Klima- und Gesundheitsschutz

Die Förderung des Radverkehrs ist für die Grünen unverzichtbarer Bestandteil einer klimaverträglichen Mobilitätspolitik in NRW. Mit dem landesweiten Radwegenetz und der einheitlichen Radwegebeschilderung ist ein wesentlicher Grundbaustein für den Freizeitverkehr wie auch für die täglichen Wege geschaffen worden. Mit der Arbeitsgemeinschaft der fahrradfreundlichen Städte und Gemeinden existiert ein Netzwerk von engagierten Praktikerinnen und Praktikern auf kommunaler Ebene. Auf diesem Weg konnte in vielen Städten des Landes der Anteil des Radverkehrs deutlich gesteigert werden. Dennoch ist festzustellen, dass beim Radwegesystem parallel zu den überörtlichen Straßen noch erhebliche Lücken bestehen. Wir wollen diese Lücken schließen. Beim Neubau oder bei Erhaltungsinvestitionen bei Landes- und Bundesstraßen muss der Bau von parallel verlaufenden Radwegen selbstverständlicher Teil der Maßnahmen werden. Radstationen als witterungs- und diebstahlsichere Abstellmöglichkeit sind ein weiterer bedeutender Baustein, um den Radverkehr mit dem Verkehrsangebot von Bussen und Bahnen an den zentralen Haltepunkten zu verknüpfen. Das von den Grünen geschaffene Programm „100 Radstationen in NRW“ wollen wir fortführen und ausbauen sowie auch für die Schaffung von Fahrradabstellmöglichkeiten an Schulen öffnen.

Mehr Güter auf die Schiene – mit besserem Lärmschutz

Die Vermeidung von Verkehr ist ein wichtiges Grünes Anliegen. Darüber hinaus muss Mobilität so organisiert werden, dass eine möglichst geringe Belastung für Mensch und Umwelt entsteht. Wir wollen, dass mehr Gütertransporte auf der Schiene stattfinden, damit Straßen, Regionen und Städte von dem stark ansteigenden LKW-Verkehr entlastet werden. Der Güterverkehr auf der Schiene erlebt derzeit eine Renaissance. Zunehmend macht sich dabei bemerkbar, dass sich der Mischverkehr von Personen- und Güterverkehren auf der Schiene gegenseitig behindert. NRW ist in besonderem Maße vom Verkehr der Häfen in Amsterdam, Rotterdam und Antwerpen betroffen. Wenn es nicht gelingt, die Schienenkapazitäten deutlich auszubauen, dann werden die Güter auf den Autobahnen für Dauerstau sorgen. Aber auch für jede Ausweitung an bestehenden Bahnstrecken oder den Neubau von Schienenstrecken für den Güterverkehr gilt, dass die optimale Lösung für die Trassenführung gefunden wird. Der Lärmschutz für die Menschen hat für uns auch beim Schienenverkehr oberste Priorität. Deshalb wollen wir kurzfristig ein lärmabhängiges Trassenpreissystem umsetzen. Unser Ziel ist, dass damit die Bahnunternehmen die Umrüstung auf lärmreduzierte Güterwaggons deutlich beschleunigen. Der Ausbau der Betuwe-Linie von Emmerich bis Oberhausen, die Projektplanungen für den „Eisernen Rhein“ von Duisburg bis zur niederländischen Grenze und die verstärkte Nutzung der Montzen-Linie bei Aachen führen in den betroffenen Regionen zu kontroversen Diskussionen über mögliche Alternativen zwischen DB einerseits und betroffenen Bürgerinnen und Bürgern sowie Kommunen. Wir unterstützen, dass in einer Zusammenarbeit die Kreise Kleve und Wesel sowie der Regionalverband Ruhr gemeinsam mit der Bürgerschaft städtebaulich verträgliche Planungsalternativen für den Betuwe-Streckenausbau erarbeiten wollen. Dabei gilt für uns: Beim Ausbau bzw. Neubau der Schienenstrecken werden wir uns dafür einsetzen, dass höhere Lärmschutzmaßnahmen umgesetzt werden. Dazu darf der „Lärmbonus" für die Schiene in den Planungsverfahren nicht berücksichtigt werden. Die notwendigen Anpassungen bei den zahlreichen Bahnübergängen dürfen nicht auf dem Rücken der Kommunen finanziert werden. Für europäische Güterstrecken auf der Schiene muss der Bund bzw. das Land die volle finanzielle Verantwortung übernehmen.

LKW-Lawine durch Mautausweitung stoppen

Die Prognosen für das Wachstums des LKW-Verkehrs gehen davon aus, dass bis zum Jahr 2025 die Verkehrsleistungen um rd. 80 Prozent steigen werden. Ein solches Wachstum würde weite Teile des Straßennetzes in den Dauerstau führen, weil insbesondere in den Ballungsräumen die Flächen fehlen, um Straßen auszuweiten. Mit der LKW-Maut ist ein erster wichtiger Schritt eingeleitet worden, um die durch den LKW-Verkehr verursachten Schäden an den Straßen und Brücken dem Verursacher anzulasten. Es werden aber bei weitem noch nicht alle Schadenskosten abgedeckt, so dass die Allgemeinheit immer noch einen großen Teil aus dem Steueraufkommen subventionieren muss. Wir wollen die Mautpflicht auch für LKW unter 12 Tonnen einführen und die Mauterhebung auf das gesamte Netz an Autobahnen, Bundes- und Landesstraßen ausweiten. Gütertransporte – insbesondere auf langen Strecken – gehören auf die Schiene. Deshalb wollen wir die LKW-Maut progressiv gestalten. Je weiter die Fahrstrecke, desto höher soll die LKW-Maut pro gefahrenen Kilometer sein. Auf stark belasteten Strecken mit einem hohen Anteil von LKW-Durchgangsverkehr wollen wir die gesetzlichen Möglichkeiten dazu nutzen, den LKW-Ausweichverkehr durch Streckensperrungen oder Nachtfahrverbote auf die Autobahnen zurückzudrängen. Damit sollen die Wohngebiete von den Lärmbelastungen und den Luftschadstoffen entlastet werden.

Subventionen für den Luftverkehr beenden

Fliegen ist die umweltschädlichste Art der Fortbewegung. Doch die Folgen des Klimawandels oder die Schäden durch Lärm und Abgase werden dem Flugverkehr nicht angelastet. Die Befreiungen des Flugverkehrs bei der Mineralöl-, Öko- und Mehrwertsteuer sorgen für eine Wettbewerbsverzerrung gegenüber Bus und Bahn. Ein unkontrollierter Ausbau von Flughäfen ist aber auch volkswirtschaftlich schädlich. Insbesondere bei den Regionalflughäfen und kleineren Flugplätzen handelt es sich meist um chronisch defizitäre Subventionsruinen. Sie binden öffentliche Mittel, die viel sinnvoller in Bildung, Umweltschutz oder soziale Projekte anzulegen sind. Nutznießer dieser Subventionierung sind Billigfluggesellschaften, die die Flugplatzstandorte durch ihre Forderung nach geringen Gebühren gegeneinander ausspielen. Gemeinsam mit den Grünen im Bund und in Europa setzen wir uns deshalb für ein Ende der Befreiung des Flugverkehrs bei der Mineralöl-, Öko- und Mehrwertsteuer sowie für eine Anlastung der Umweltkosten beim Ticketpreis ein. Außerdem treten wir für bundesweit einheitliche Start- und Landegebühren ein, um den ruinösen Wettbewerb der Flughäfen untereinander zu beenden.

Kapazitäten sinnvoll nutzen statt auszubauen

In den nächsten Jahren muss die NRW-Luftverkehrskonzeption 2010 überarbeitet werden. Wir Grünen setzen dabei den Schwerpunkt auf die Beseitigung der Umweltfolgen des Flugverkehrs und den Schutz vor krankmachenden Lärm (mehr dazu auf Seite 53). Bei den Genehmigungsverfahren sind die Belange der Anwohnerinnen und Anwohner und des Umweltschutzes stärker zu beachten. Der Ausbau von Flughäfen darf vom Land weder subventioniert noch durch Bürgschaften für Kredite gefördert werden. Eine weiter gehende Dezentralisierung muss verhindert werden, da sie nur zu immer höheren Belastungen der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler führt. Ein besonders großes Subventionsgrab ist der Dortmunder Flughafen, für den die Dortmunder Bürgerinnen und Bürger bislang schon mehr als 320 Millionen Euro über ihre Strom-, Gas- und Wasserrechnung bezahlen mussten. Für uns Grüne gilt hier: keinen Meter mehr und keine Minute länger. Auch durch einen weiteren Ausbau würde das wirtschaftliche Defizit des Flughafens auf Dauer fortgeschrieben. Den Ausbau des Flughafens Münster-Osnabrück zu einem Interkontinentalflughafen und die Verlängerung der Start- und Landebahn am Verkehrslandeplatz Mönchengladbach lehnen wir aus umwelt-, verkehrs- und wirtschaftspolitischen Gründen ebenfalls ab. Die Betriebsgenehmigung am Airport Weeze vom 1. Mai 2009 muss zurückgenommen werden und der reguläre Flugbetrieb entsprechend den Vorgaben des Oberverwaltungsgerichtes Münster auf die Zeit von sechs bis 22 Uhr beschränkt werden. Der Flughafen Essen-Mülheim darf nicht zu einem Business-Airport mit Düsenflugzeugen ausgebaut werden; stattdessen muss es zur schnellstmöglichen Schließung dieses Flughafens kommen. Gleichermaßen lehnen wir die Startbahnverlängerungen mit Landesmitteln an den zehn sogenannten „Schwerpunkt-Verkehrslandeplätzen für den Geschäftsreiseluftverkehr“ ab.

Nachtflugverbot in Köln-Bonn umsetzen

Das Verbot von nächtlichen Passagierflügen zwischen null und fünf Uhr, das der Landtag auf Initiative der Grünen im August 2007 einstimmig beschlossen hat, muss endlich umgesetzt werden. Zusätzlich wollen wir kurzfristig Lärmobergrenzen in der Zeit von 22 bis sechs Uhr mittels Lärm- und Bewegungskontingentierungen durchsetzen. Langfristig treten wir für ein generelles Nachtflugverbot zwischen 23 und sechs Uhr ein. Außerdem darf es zu keiner Privatisierung des Flughafens kommen, solange es nicht zu wirkungsvollen Beschränkungen des Nachtfluges gekommen ist, weil sich sonst mögliche Privatinvestoren eine Ewigkeitsgarantie auf Weiterbetrieb des Nachtflugs geben ließen.

Kein Drehkreuz Flughafen Düsseldorf

Wir lehnen eine Drehkreuz-Funktion des Flughafens Düsseldorf und weitere kapazitätserweiternde Ausbauvorhaben entschieden ab. Wir wenden uns auch gegen alle Versuche einer Unterhöhlung des Vertrags mit den Umlandkommunen (Angerlandvergleich), der die Einbahnkapazität (Nordbahn lediglich Ersatzbahn) festschreibt. Wir fordern ein striktes Nachtflugverbot sowie die scharfe Überwachung und Sanktionierung nächtlicher Verspätungen. Bei regelmäßigen nächtlichen Verspätungen aufgrund zu enger Umlaufplanungen der Fluggesellschaften sind diese so drastisch zu gestalten, dass sie Wirkung zeigen. Die Sonderregelung für Home-Base-Carrier (Fluggesellschaften mit einer Wartungsbasis am Flughafen Düsseldorf), die besagt, dass ohne Angabe von Gründen bis 24 Uhr und von fünf bis sechs Uhr gelandet werden darf, muss abgeschafft werden. 

Wir wollen:

    * eine ökologische und soziale Verkehrswende einleiten;

    * eine fahrgastorientierte Ausbauoffensive für Bus und Bahn;

    * die flächendeckende Einführung eines NRW-Sozialtickets;

    * Güter auf die Schiene bringen und die LKW-Lawine durch Mautausweitung stoppen;

    * die Subvention des Luftverkehrs beenden und effektiven Lärmschutz durchsetzen;

    * den Radverkehr spürbar fördern.

Zukunftsfähiges NRW

2. Klimaschutz und bezahlbare Energie durch Energiewende

Herausforderung Klimaschutz und Verknappung der Ressourcen (Auszug)
Zwei Themen werden in den nächsten Jahrzehnten energiepolitisch dominieren: der Klimaschutz und die vom Erdöl ausgehende Ressourcenverknappung. Die Bundesregierung hat das Ziel, die Emissionen der Treibhausgase bis 2020 um 40 Prozent zu reduzieren. Auf dem G8-Gipfel im Juli 2009 in Italien hat sie zugesagt, die Emissionen bis 2050 um 80 Prozent zu mindern. Die Klimaforschung sagt uns, dass das nicht ausreichen wird, um die Erderwärmung zu begrenzen. Notwendig ist eine Verminderung der Emissionen in den Industriestaaten von bis zu 90 oder sogar 95 Prozent gegenüber dem Stand von 1990. Das heißt, mindestens die drei großen Bereiche Strom, Gebäude und Verkehr müssen bis 2050 vollständig auf emissionsfreie Alternativen umgestellt sein. Die Stromerzeugung muss komplett auf regenerative Energien umgestellt, das Passivhaus als Standard für Neu- und zu sanierende Altbauten eingeführt und der Verkehr auf ökologisch verträgliche Formen und auf aus regenerativen Energien gewonnene Elektromobilität ausgerichtet werden. Dies sind wirklich revolutionäre Veränderungsprozesse, aber sie sind überlebensnotwendig. Nur wir Grünen kämpfen mit aller Kraft dafür, diese Alternativen durchzusetzen. 

